Zusammenfassung Schweizer Politik HS 2016
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VL 1 Einführung: die Schweiz als Prototyp der Konsensdemokratie; Linder Kap. 14

Machtteilung der Schweiz basiert auf
· Multikulturelle Staatsgründung von 1848
· Föderalistischer Kompromiss der Verfassung von 1848 
· Protestanten – Katholiken
· Radikalen – Konservativen
· Zentralisten – Kantonsföderalisten
· Proportionaler Repräsentation
· System der Konkordanz

Consociationalism  Konsensdemokratie Lijphard
Ursprünglich:
· Grosse Koalitionen
· Proporz bei Wahlen und Ämtervergaben
· Minderheitenveto
· Möglichkeit der autonomen Regelung
 Wie konstruiert man nationalen Zusammenhalt in kulturell segmentierten Gesellschaften?
		 Durch Gentlemens’ Agreement zwischen den Eliten
		 Zusammenspiel der gesellschaftlichen Kräfte

[bookmark: _Toc327462485]Institutionell weiterentwickeltes Modell der 
Konsensdemokratie vs. Mehrheitsdemokratie (Westminster-Modell)
[image: ]Exekutivdominanz: Legislative kann Regierung absetzen. 
Verbandssystem: Organisation von Vergänden/Gewerkschaften
Zweikammersystem: USA: Senat = Staaten
Verfassung: wie nehmen verschiedene Gruppen an Entscheidungsfindung teil
keine Verfassungsgerichtbarkeit: CH!!!







Beide Modelle sind institutionelle Idealtypen.
Vertikale Aspekte: Prozessmerkmale von Regierung und Parlament (Politikprozess)
Horizontale Aspekte: Strukturmerkmale (Föderalistische Struktur) 

Mehrheitsdemokratie besonders geeignet für kulturell homogene Gesellschaften. In kulturell heterogenen Gesellschaften kann sich die Mehrheitsdemokratie zum „Diktat der Mehrheit“ verwandeln  korrigierende Instrumente sind Machtteilung und Konsensdemokratie

Konsensdemokratie gibt strukturellen Minderheiten die Chance, sich an der Ausübung politischer Macht zu beteiligen. Bietet wichtige Vorteile der politischen Integration. 
 „Consesus democracy tends tob e the „kinder, gentler“ form of democracy“

[bookmark: _Toc327462486]Vorzüge und Erfolgsbedingungen der Konsensdemokratie
1. Proportionale Beteiligung hat hohe symbolische und politische Bedeutung für die gegenseitige Anerkennung der verschiedenen Gruppen als gleichwertige Partner.
a. Anerkennung als Vorbedingung für rationale Verhandlungspolitik
b. Politisch-gesellschaftliche Integration
2. Das Konzept proportionaler Beteiligung favorisiert Verhandlungslösungen, bei denen auch Minderheiten zum Zug kommen. 
a. Win-Win Situationen
3. Politische Strukturen der Machtteilung fördern interkulturelles Verständnis
4. Werden Föderalisierung und Dezentralisierung mit weiteren Elementen der Machtteilung verbunden, so erhöht dies die Chancen für ein gelingendes multikulturelles Zusammenleben
a. Proportionale Beteiligung der strukturellen Minderheiten
5. Konsensdemokratie und Machtteilung sind unverträglich mit Hegemonieansprüchen einzelner Gruppen und mit der Konzeption eines monokulturellen Staats
a. Bedingungen: Bereitschaft zum gesellschaftlichen Pluralismus, Verzicht des Staats bestimmte Ethnie, Kultur oder Religion zu bevorzugen. 
6. Verarbeitung von Kulturkonflikten und ethnische Integration dauern über lange Zeiträume
7. Machtteilung bietet bessere Chancen, aber keine Garantie, für die friedliche Lösung des multikulturellen Konflikts
8. Demokratiemodelle lassen sich nicht einfach von einem Kulturkreis in den andern exportieren.
a. Entwicklung einer politischen Kultur muss auf vorhandenen Gesellschaftskultur aufbauen



[bookmark: _Toc327462487]VL2 Föderalismus als politisches Projekt: Eckpunkte der Verfassungsgeschichte; Linder S. 29-50

[bookmark: _Toc327462488]Föderalismus
Im politischen Föderalismus werden die staatlichen Aufgaben zwischen den gleichberechtigten Gliedstaaten und dem übergeordneten Bundesstaat aufgeteilt. Dadurch entsteht eine beschränkte Selbstständigkeit der Gliedstaaten. – Vimentis.ch

Federalism is the principle of sharing sovereignty between central and provincial (or state) governments; a federation is any political system which puts this idea into practice. – Almond & Powell 1966

[bookmark: _Toc327462489]Prinzipien des Föderalismus
· Alle staatlichen Institutionen finden sich auf nationaler und sub-nationaler Ebene (Exekutive, Legislative, Judikative)
· Beteiligung der subnationalen Einheiten in den politischen Entscheidungsprozessen der nationalen Ebene.  Ständerat, Ständemehr  Willensbildung
· Nationale Ebene wacht über Kohärenz der Handlungen der subnationalen Einheiten  nicht Staatenbund sondern Bundesstaat

[bookmark: _Toc327462490]Ideengeschichtliche Grundlage 
Amerikanische Verfassungsgeschichte
· Verfassung von Philadelphia 1787
· Federalist papers  Verteidigungsschrift der Verfassung
· Bundesstaat als Einheit der Vielfalt
· Bundeskompetenz als Ausnahme
· Gleichgewicht zwischen Staaten und Bund

[bookmark: _Toc327462491]Eckpunkte der Schweizer Verfassungsgeschichte

· Zeit der französischen Revolution – 1798
· Eidgenossenschaft: 13 Alte Orte mit Untertanengebiet
· Tagsatzung: Einstimmige Entscheide
· Opposition:
· Revolutionäre: ländliche Opposition gegen die Herrschaft der Städte. Demokratische Verfassung auch für ländl. Gebiete
· Reformisten: städtische Opposition. Zentralistisch, aufgeklärt, repräsentativ-liberal

· 1798 Besetzung durch Napoleon
· letzte Tagsatzung im Januar
· April: neue Verfassung  Helvetische Republik, von den Reformisten geschrieben. 
· Zentralstaat nach franz. Vorbild. Kantone nur noch Verwaltungsgebiete
· Kantone einander gleichgestellt, Befreiung der ländl. Gebiete von der Herrschaft der Städte
· Nationale Legislative
· Grosser Rat
· Senat
· Regierung: Exekutivdirektorium (später Bundesrat) 
· Umsetzung parlamentarischer Entscheide
· Bürgerliche und wirtschaftliche Freiheit
· Demokratie (Wahl der Legislative durch Bürger) 
 politische Einheit
· Einheitlicher Wirtschaftsraum  wirtschaftl. Einheit
· Dreisprachigkeit, Sprachenfreiheit 

· Verfassungsstreit
· Unitarier (vorher Städter, Reformisten) 
 wollten Einheitsrepublik
· Föderalisten (vorher Revolutionäre)  wollten Rückkehr zum Staatenbund
· 
· 1803 Mediationsakte
· Wiederherstellung der gliedstaatlichen Autonomie der Kantone (ohne Untertanengebiete)
· Erhaltung wirtsch. + bürgerlicher Freiheiten
· Wiedereinführung der Tagsatzung
· 1815 Zusammenbruch Napoleon
· Unabhängigkeit der CH durch Wiener Kongress
· Bundesvertrag	 Staatenbund
· Bund aus 25 Kantonen
· Gegenseitige Hilfeleistung
· Tagsatzung  Begrenzte Kompetenzen, Einstimmigkeit
· Abschaffung wirtsch. + bürgerl. Freiheiten
· Polarisierung zwischen Freisinn & Konservativen
· Freisinn: Städtisch, fordern Freiheiten auf Bundesebene, antiklerikal
· Konservativ: ländlich, katholisch
· 1830 Liberale Regeneration
· Opposition gegen wirtsch. Beschränkung
· Liberale Revolutionen in Stadt-und neuen Kantonen
· Ausdehnung des Wahlrechts
· Freiheiten
· Etc.
· Widerstand der Konservativen gegen Regeneration auf Bundesebene
· 1847 Sonderbundskrieg
· Bundesverfassung 1848 
 Kompromisslösung zwischen Staatenbund und Einheitsstaat
 Föderalismus entstand aus der Lösung eines Konflikts  politisches Projekt des Freisinns
· Inspiriert von USA
· Von Staatenbund zu Bundesstaat
· Aufgabenteilung zw. Bund & Kantonen, Vertretung der Kantone im Bund
· Demokratische Staatsordnung
· Souveränität der Kantone

[bookmark: _Toc327462492]VL3 Institutionen und Funktionsweise des Schweizerischen Föderalismus; Linder S. 155 – 177

[bookmark: _Toc327462493]Funktionsweise: Aufgabenteilung und Vollzug
[bookmark: _Toc327462494]Verfassungskompromiss von 1848
· Nichtzentralisierung und Autonomie der Kantone 
 Subsidiarität (auf zentraler Ebene werden nur jene Aufgaben erfüllt, wleche die Möglichkeiten der gliedstaatlichen Ebene übersteigen)
· Kompetenzvermutung bei den Kantonen (und deren Gemeinden)  sofern die Kompetenz den Kantonen nicht ausdrücklich entzogen wurde (durch Verfassung), liegt sie bei den Kantonen 
· Wirkung kantonaler Autonomie:
· Blockaden (z.B. Frauenstimmrecht)
· Innovationen (z.B. Drogenpolitik)  neues ausprobieren, andere können nachziehen  Labor
· Souveränität
· Existenz der Kantone ist garantiert
· Steuerhoheit –> führt zu Steuerwettbewerb
· Organisationshoheit
· Berechtigung der Mitwirkung bei Willensbildung auf Bundesebene
· Gleichberechtigung der Kantone  
· Keine Kantone mit Sonderstellung
· Je zwei Sitze im Ständerat; je 1 Stimme beim Ständemehr
· Mitwirkung der Kantone an der Willensbildung auf Bundesebene  
· 
	Vertikale Institutionen
 Einflussnahme auf Willensbildung und Entscheidungen des Bundes
	Horizontale Institutionen
gemeinsame Koordination der Politik der Kantone, Zusammenarbeit, gemeinsame Einflussnahme

	Zweikammersystem
	Konkordate

	Ständemehr
	Interkantonale Konferenzen

	Standesinitiative
	

	Kantonsreferendum
	

	Mitwirkung bei vorparlamentarischen Vernehmlassungsverfahren
	



· Pflicht zur Zusammenarbeit zwischen den Kantonen  
· Solidarität 	
· Ausgleich zwischen starken und schwachen Kantonen

[bookmark: _Toc327462495]Funktionsweise: Aufgabenteilung und Vollzug

Massiver Ausbau der Aufgaben des Bundes  Diese Aufgaben müssen aber explizit in Bundesverfassung enthalten sein!
· Rechtspolitik
· Infrastruktur
· Wirtschaft
· Sozialpolitik
· Fiskal- und Finanzpolitik

Dual federalism – cooperative federalism
· Klare Trennung von Bundes- und Kantonsaufgaben  dual federalism, „layer cake“
· Zunehmende Aufgaben-, Einnahmen- und Ausgabenverflechtung  cooperative federalism, „marble cake“
· Ausschliessliche Kompetenzen vs. Parallele Kompetenzen
· Trotz hoher Zunahmen der Aufgaben des Bundes, liegen die meisten Ausgaben und damit Aufgaben weiterhin bei den Kantonen  CH ist klar dezentralisiert.
· Vollzugsföderalismus  Bund entscheidet, Kantone vollziehen
· Vollzugsdisparitäten!
· [image: ]Umsetzung der Bundespolitik in Kantonen ist von Konflikt- und Konsenskonstellationen abhängig
















[bookmark: _Toc327462496]VL 4 Föderalistische Herausforderungen und Probleme;
Linder S. 178 – 211

[bookmark: _Toc327462497]Herausforderungen und Probleme
Veränderung der strukturellen Bedingungen
· unterschiedliche Demographie
· Wirtschaftliche Entwicklung und Ressourcenunterschiede
· Entstehung von funktionalen Räumen

[bookmark: _Toc327462498]Entwicklung der Bevölkerungsgrösse
· Grössenunterschiede der Kantone
· Zunehmende Spannungen zwischen Föderalismusprinzip (Ständerat, Ständemehr) und Demokratieprinzip (1 person, 1 vote)
· Sperrminorität: Anzahl Stimmen die notwendig sind, um bei einer Abstimmung Vorlage durch Ständemehr abzulehnen
· Theoretisch 9%, real 20-25%
· Grössenunterschiede zwischen den Kantonen
· 1 Stimme im Kt. Zürich ist nicht gleich viel „wert“ wie 1 Stimme im Kt. Uri

[bookmark: _Toc327462499]Entwicklung der Wirtschaftskraft
· Unterschiedliche Entwicklungen der Ressourcen stellen Prinzip von Solidarität und Ausgleich auf die Probe
· BIP Anteile der Kantone
· BIP pro Einwohner
· Ressourcenindexe 
· 

[bookmark: _Toc327462500]Entstehung von funktionalen Räumen
 Funktionale Räume und institutionelle Gebiete klaffen auseinander  horizontale Politikverflechtung als Folge
· Grossregionen 
· Agglomerationen
 Stellen Grundsatz der Autonomie in Frage und führen zu Demokratiedefiziten  Da Verflechtungen nicht den eigentlichen Grenzen entsprechen, kann Volk wenig mitreden

[bookmark: _Toc327462501]Reformen
· Gebietsreformen
· Fusionieren von Kantonen und Gemeinden
· Schwierig, Kantone zu fusionieren
· Reform von Ständerat und Ständemehr
· Gewichtung nach Bevölkerungsgrösse
· Neue Mehrheitsregeln
 Chancen gering  Man kann Minderheiten die gegebenen Rechte und Schutz nicht wieder wegnehmen (Einbahnstrasse)-
· Mechanismen des regionalen Ausgleichs anpassen
· Finanzausgleich 
· Ressourcenausgleich  jeder Kt. Hat 85% des Mittelwertes
· Lastenausgleich
· Aufgaben entflechten
· Übertragen von Aufgaben auf höhere Staatsebene


[bookmark: _Toc327462502]Entscheidungsstrukturen und Entscheidungsprozesse 
[bookmark: _Toc327462503]VL 5 Wahlen, Parteien und Parteiensystem (politics); 
Linder Kap 4; Handbuch Kap 14, 18
[bookmark: _Toc327462504]Wahlsystem und seine Wirkung
 
· Mehrheitswahlrecht (Majorz)	
· Verhältniswahlrecht (Proporz)
· Sitze im Verhältnis zu erhaltenen Stimmen
· Personalisieren, Wahlkreise, Sitzzuteilungsverfahren etc. 
· Duvergers Gesetz
· Mehrheitswahlrecht führt zu Zweiparteiensystem
· Verhältniswahlrecht führt zu Vielzahl von Parteien

[bookmark: _Toc327462505]Wahlsystem in der Schweiz
· Nationalrat
· Einführung Proporz 1919
· Wahlkreise = Kantone
· Ständerat
· Kantone entscheiden über Wahlverfahren
· i.d.R. Majorz 
· „freiwilliger Proporz“: bürgerliche überlasssen den linken Sitze  Strategie zur Integration der soz. Demokraten in 30er Jahren
· Element zur Entw. der Konkordanzdemokratie
· Stärkung der Legitimität der Regierung

Funktion von Parteien
a) Einfluss & Macht
b) Bindeglied zwischen Bürger und Staat
c) Repräsentation v. Werten und Interessen
d) Artikulation + Aggregation v. Problemen und Interessen
e) Mobilisierung von Wählern
f) Rekrutieren des pol. Personals

Tripolares Kräftesystem  Tripolar durch auseinanderfallen des Bürgerblocks
Tripolarität hat zur Folge, dass Majorzwahlen offener im Ausgang geworden sind. 

SP/Grün links	CVP/FDP Mitte (neu BDP, GLP)	SVP rechts
Theorie des pol. Wettbewerbs
„26 Marktplätze“  je grösser Bevölkerung, desto mehr Parteien  Hürde bei Etablierung in kleinen Kantonen
Ist eine Partei in einem „Teilmarkt“ erfolgreich, wird evtl. national nachgeahmt
[bookmark: _Toc327462506]Wahlverhalten und Wähleranteile der Parteien

Ansätze fürs Wahlverhalten
a) Sozialstrukturelle Ansätze 
Zusammenhang zwischen Parteipindung und Zugehörigkeit einer Religion oder soz. Ök. Schicht ist schwächer geworden
a. Wahlentscheid aufgrund Gruppenzugehörigkeit
i. Celeavage-Theorie (Lipset & Rokkan) 
1. Kirche vs. Staat
2. Zentrum vs. Peripherie
3. Stadt vs. Land
4. Kapital vs. Arbeit (links vs. rechts)
ii. Cleavages können sich überlagern
 Cleavage Theorie kann Veränderungen im Parteiensystem nicht ausreichend erklären

b) Sozialpsychologische Ansätze
a. Wahlentscheid aufgrund Einstellung (man sucht Parteien, von denen man denkt, dass sie immer so denken wie man selbst)
b. Sozialisation führt zu Parteiidentifikation
i. Soziale Strukturen werden berücksichtigt, intervenierende Variabel ist aber die pol. Einstellung, die von der Sozialisation beeinflusst werden. Dann müssten aber alle so wählen wie jeweils die Eltern.  es gibt jedoch eine steigende Zahl Wechselwähler. 

c) Rational Choice Ansatz
a. Nutzenmaximierung

d) Synthese zu Erklärungen des Wahlverhalten  Verbindung der Theorien
a. Realignment (Bindung an Parteien nimmt ab)
b. Neue Cleavages
i. Materialismus vs. Postmaterialismus 
ii. Gewinner vs. Verlierer der Globalisierung  aussenpol. & wirtsch. Öffnung? 

[bookmark: _Toc327462507]Wahlbeteiligung
Tiefer als im restlichen Europa, da Wahlen weniger Bedeutung haben, da auch während der 4-Jahresperiode Abstimmungen stattfinden.  Direkte Demokratie führt also zu weniger intensiven Wahlen, dafür fördert sie das Interesse an Politik



[bookmark: _Toc327462508]VL 6 Parlament; Linder Kap 8, Handbuch Kap 20

[bookmark: _Toc327462509]Stellung des Parlaments im politischen System
[bookmark: _Toc327462510]Oberste Gewalt des Bundes
Verfassung definiert Bund als oberste Gewalt. 
Verlust dieser Vorherrschaft durch:
· Fakultatives Referendum
· Vorparlamentarisches verfahren
· Entstehung politischer Verwaltung
· Bundesrat hat wichtigste Stellung in Aussenpolitik
· Globalisierung: Diplomatie unter politischer Führung des Bundesrats
[bookmark: _Toc327462511]Aufgaben und Funktionen des Parlaments
· Wahlbehörde der wichtigsten Bundesbehörden
· Bundesrat, Bundeskanzler, Richter, General
· Verfassung- und Gesetzgebung
· Parlament greift heute mehr in Gesetzgebung ein als vor 30 Jahren
· Budget und Rechnung
· Kontrolle und Oberaufsicht

[bookmark: _Toc327462512]Keine Unterstellung unter Verfassungsgerichtbarkeit
· Unterstehen Bundesgesetze und Völkerrecht

[bookmark: _Toc327462513]Organisation des Parlaments
· Vorberatende Kommissionen  wichtig für autonome Handlungs- und Entscheidungsfähigkeit des Parlaments  „Problemlösungsinstanzen“
· 11 ständige Kommissionen
· Nationalrat: 25 Mitglieder
· Ständerat 13 Mitglieder
· Fraktionen
· Mind. 5 Mitglieder eines Rates
· Vorberatung der Geschäfte
· Linke Parteien stimmen geschlossener als bürgerliche, kleine Parteien sind geschlossener als grosse
· Unterschiede je nach Vorlagen- und Abstimmungstypus
· Kein deutlicher Trend zu grösserer Disziplin, trotz grösserer Konkurrenz zwischen Parteien
Die Bundesversammlung ist politisch in Fraktionen und nicht in Parteien gegliedert. Die Fraktionen umfassen Angehörige der gleichen Partei oder gleichgesinnter Parteien. Eine Fraktion ist also nicht immer mit einer Partei identisch.
Zur Bildung einer Fraktion ist der Zusammenschluss von mindestens fünf Mitgliedern eines Rates erforderlich. Im Ständerat gibt es nur informelle Fraktionen.
Die Fraktionen sind für die Meinungsbildung wichtig. Sie beraten wichtige Ratsgeschäfte (Wahlen und Sachgeschäfte) vor und versuchen, sich auf einheitliche Positionen festzulegen, welche von den Ratsmitgliedern im Rat sowie gegenüber den Medien und der Öffentlichkeit vertreten werden. Im Nationalrat ist die Fraktionszugehörigkeit eine Voraussetzung für den Einsitz in eine Kommission.

[bookmark: _Toc327462514]Parlament als Forum der Nation
„Milizparlament“  National- und Ständeräte gehen weiterhin zivilberuflicher Tätigkeit nach
 Kein Lohn sondern „Entschädigung“
 Entwicklung zum Semi-Professionellen Parlament

[bookmark: _Toc327462515]VL 7 Regierung; Linder Kap 9; Handbuch Kap 8 & 9

[bookmark: _Toc327462516]Stellung der Regierung im schweizerischen System
[bookmark: _Toc327462517]Parlamentarisches System
· Parlamentsmehrheit bestimmt Regierung
· Unabhängiges Staatsoberhaupt (CH Bundespräsident als „Erster unter Gleichgestellten“ nicht traditionelles Staatsoberhaupt)
· Politische Einheit von Regierung und Parlamentsmehrheit erlaubt eine hohe Machtkonzentration
[image: ]

[bookmark: _Toc327462518]Präsidialsystem
· Staatsoberhaupt gleich Regierungschef  von Volk gewählt
· Staatsoberhaupt kann vom Parlament nicht abgewählt werden
· Selbstständig in der Ernennung des Kabinetts
· Verhältnis von Regierung und Parlament geprägt von gegenseitiger Unabhängigkeit und Machthemmung
[image: ]
.
[bookmark: _Toc327462519]Schweiz: Direktorialsystem
Parlamentarisches System:
· Wahl der Regierung durch Parlament
Präsidialsystem
· Regierung unabhängig
· Regierungsoberhaupt und Staatsoberhaupt gleiche Person – Bundespräsident

[bookmark: _Toc327462520]Bundesrat
· Exekutivbehörde
· Leitend  Bundesfinanzen, Bundesverwaltung
· Vollziehend  Gesetzestexte, Vollzugsverordnungen
· Verhältnis zum Parlament
· 7 Mitglieder
· Alle 4 Jahre neu gewählt
· Bundespräsident jedes Jahr gewählt
[bookmark: _Toc327462521]Wahlverfahren und parteipolitische Zusammensetzung
· Alle 4 Jahre Gesamterneuerung
· Absolutes Mehr notwendig
· Zauberformel bis 2003
[bookmark: _Toc327462522]Funktionsweise
[bookmark: _Toc327462523]Kollegialitätsprinzip
· Bundesrat entscheidet als Kollegium
· Einfache Mehrheitsregel
· Beschlüsse müssen geschlossen nach Aussen vertreten werden
[bookmark: _Toc327462524]Departementalprinzip
· Jeder BR Leiter eines Departements, unabhängig von Kollegium
[bookmark: _Toc327462525]Regierungsreform
Probleme
· Überlastung der BR
· Spannungen zwischen Kollegialitätsprinip und Departementalprinzip
· Mangelnde Abstimmung/Koordination des Gesamtgremiums
· (Miss)Repräsentation der Landesteile
Reformvorschläge
· Volkswahl des Bundesrates
· Erhöhung Anzahl BR (horizontal)
· Entlastung durch delegierte Minister (vertikal)
· Änderung des Wahlverfahrens
· Konkurrenzdemokratie
· Proporz
· Listenwahl


[bookmark: _Toc327462526]VL 8 Interessensverbände und soziale Bewegungen; 
Linder Kap 5 & 6

[bookmark: _Toc327462527]Grundlagen Interessensverbände
Ein Interessensverband (engl. Pressure group) ist eine Mitgliederorganisation, welche die Berufs und Standesinteressens einer Gesellschaftsgruppe artikuliert, bündelt und gegenüber den Mitgliedern, der Öffentlichkeit und der Regierung und der Verwaltung durch Druckausübung vertritt. 
(Vorallem Arbeitgeber und –Nehmer Verbände)

[bookmark: _Toc327462528]Ursprung
· Entstanden durch Modernisierungswellen im 19. Jh und Industrialisierung
 Diversifizierung von Interessen beim Shift von Agrargesellschaft zu Industriegesellschaft
· Prozess der Vergesellschaftung
[bookmark: _Toc327462529]Relevanz von Interessensverbänden
· Ähnliche Funktion wie Partei  Teil des politischen Machtgefüges, wollen Politik beeinflussen
· Organisation „verschiedener Interessen“  Eher „Monointeressen“ der Mitglieder

[bookmark: _Toc327462530]Interessenverbände in versch. Demokratiemodellen
[bookmark: _Toc327462531]Mehrheitsdemokratie
Pluralismus
· Interessensverbände voneinander unabhängig
· Unkoordinierte Beeinflussung der Politik
· Regierung spielt Schiedsrichter über Interessen und berücksichtigt nur einige
· Führt zu „Kampf der Interessen“ und Lobbying
[bookmark: _Toc327462532]Konsensdemokratie
Korporatismus
· Koordination unter Interessensverbänden  ähnliche Interessen müssen sich koordinieren, da auch mehrere Parteien gleichzeitig entscheiden
· Dachverbände werden in politischen Alltag und Umsetzung der Politik einbezogen

[bookmark: _Toc327462533]Entwicklung der Wirtschaftsverbände in der Schweiz
[bookmark: _Toc327462534]Verfassungsrechtliche Grundlage
Wirtschaftsfreiheit
· Arbeitnehmer und –Geber haben das Recht, sich zum Schutz ihrer Interessen zusammenzuschliessen
Koalitionsfreiheit
· Freie Wahl des Berufes, freien Zugang zu privatwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit und freie Ausübung

[bookmark: _Toc327462535]Konstituierung
Arbeitgeberverbände  frühe Konstituierung
Wurzeln im Zunftwesen, hohe Selbstorganisation, Neuformierung im liberalen Staat
Arbeitnehmerverbände  späte Konstituierung
Wurzeln: religiös, ideologisch und sprachlich fragmentierte Arbeiterbewegungen
Spannungen innerhalb der Arbeitnehmerbewegung führte zu tiefer Selbstorganisation. Ausserdem standen weniger Mittel zur Verfügung

Arbeitskämpfe führten zur Ausdehnung des GesamtArbeitsVertrags  Rückgang Streiks
Heute herrscht ein sozialpartnerschaftliches Verhältnis, durch Inkorporierung verschiedener Interessen gibt es weniger Streiks. (Wobei wenig Streiks im Verhältnis mit Europa nicht auf GAV zurückzuführen sind, sondern auf Wohlstand)

[bookmark: _Toc327462536]Wirtschaftsartikel 1947
· Sichert den Wirtschaftsverbänden die Anhörung als zuständige Organisationen in allen Fragen der Wirtschaftspolitik und sieht ihre Mitwirkung im Vollzug vor. 

[bookmark: _Toc327462537]Rolle der Wirtschaftsverbände in der Schweizer Politik
· Referendums- und Abstimmungsmacht
· Stimmempfehlungen
· Geldgeber
· Vollzugsmacht
· Können Gegenleistung erbringen  werden vom Staat mit dem Vollzug beauftragt  entlastet Staat (Bsp. Berufsbildung)
· Definitionsmacht
· Beanspruchen Kooperation mit Staat erst dann, wenn sie an den Grenzen ihrer eigenen Organisationsmittel angelangt sind –> Staat anerkennt Teil der Forderungen als „öffentliches Interesse“. 
· Freiwillige und informelle Kooperation
· Aber Machtasymmetrie zugunsten Arbeitgeberseite
· CH nicht Prototyp für korporatistisches Verbandssystem
[bookmark: _Toc327462538]Politologische Einordnung
Globalisierung verändert Interessensverbände, es gibt mehr Konkurrenz zwischen den Verbänden sowie Spannungen zwischen Arbeitgeber und –Nehmer  global vs. National/lokal
Verstärkt pluralistische Züge
[bookmark: _Toc327462539]Neuste Tendenzen und soziale Bewegungen
Soziale Bewegungen thematisieren ausserinstitutionelle Bewegungen
1. Welle der sozialen Bewegungen in den 60ern

Familien sozialer Bewegungen
· Traditionelle und konservative Bewegungen
· Zenrum-Peripherie
· Landwirtschaft-Industrie
· Gesellschaftliche Modernisierungskonflikt
· Fremdenfeindlichkeit?
· Arbeiterbewegung und neue Linke
· Wurde später zu SP
· Neue soziale Bewegungen 
 Themen wurden von etablierten Parteien nicht aufgenommen
· Umweltbewegung/Anti-AKW  wurde zu Grünen
· Frauenbewegung, Friedensbewegung etc. 
· Jugendunruhen 80er

Verbreitung von politischem Protest
In der Schweiz sind politischer Protest und soziale Bewegungen stärker Verbreitet als in anderen europäischen Ländern
 Offene politische Struktur der direkten Demokratie
· Volksinitiativen ungeeignet zum Ausdruck unmittelbaren Protests
· Direkte Demokratie kein Hindernis sondern zusätzliche Option zur Erweiterung der Handlungsmöglichkeiten
 in extrem offenen sowie extrem geschlossenen Regimes kommen soziale Bewegungen nicht vor. Schweiz nimmt Bewegungen in „politischen Kreislauf“ auf. 

[bookmark: _Toc327462540]VL 9 direktdemokratische Institutionen in der Schweiz; 
Linder S. 263-278, S. 322-326

	Instrument 
	Anwendungsbereich 
	Bedingungen 
	Beispiele

	Obligatorisches Verfassungs- und Staatsvertrags-referendum 
	Alle Verfassungsänderungen und Beitrittsbeschlüsse zu supranationalen Org. 
Werden vom Parlament beschlossen
	Automatische Abstimmung
Volks- und Ständemehr 
	Senkung des Wahlrechtsalters auf 18; Neugestaltung Finanzausgleich, Neuregelung der Kompetenzen Bund/Kantone, 
Staatsvertragsref.: EU, UNO etc. 

	Fakultatives Gesetzesreferendum 
	Alle Gesetze sowie referendumspflichtige Bundesbeschlüsse 
Änderung von Bundesgesetzen, alle Gesetze die das Parlament beschliesst
	50’000 Unterschriften in 100 Tagen oder acht Kantone
einfaches Volksmehr 
	

	Fakultatives Staatsvertrags- referendum 
	Staatsverträge mit wichtigen rechtssetzenden Bestimmungen 
	50’000 Unterschriften in 100 Tagen oder acht Kantone
einfaches Volksmehr 
	

	Resolutives (aufhebendes) Referendum 
	Dem Referendum entzogene, dringende Bundesbeschlüsse 
	Obligatorische Abstimmung oder 50’000 Unterschriften 
	Heroin 90er Jahre
Dringlichkeitsbeschluss vom Parlament: zeitlich beschränkt eingeführt, dann fakultatives Referendum (Bsp. 1. WK)

	Verfassungsinitiative auf Totalrevision 
	Antrag auf Gesamterneuerung der Verfassung 
	100’000 Unterschriften in 18 Monaten
Volks- und Ständemehr, danach Neuwahlen 
	

	Verfassungsinitiative auf Teilrevision 
	Änderung/Ergänzung/ Aufhebung von Verfassungsbestimmungen 
	100’000 Unterschriften in 18 Monaten
Volks- und Ständemehr 
	



[bookmark: _Toc327462541]Kontinuitätsthese der Volksrechte der Schweiz
Es gibt die These, dass die Eidgenossenschaft schon immer direktdemokratisch war und diese Tradition eigentlich nur weitergeführt wurde. Dies ist nur teilweise der Fall, da früher nicht alle Wahlberechtigt waren. 
Die traditionelle Landsgemeinde war kein direktdemokratisches System sondern ein deliberatives Demokratiemodell. 
Tatsächlich stammt die Idee der direkten Demokratie aus der französischen Revolution (Voltaire) mit dem Volk als Souverän das als Regierte die Regierung kontrollierte 
 Liberale Repräsentationsdemokratie. 
Die direkte Demokratie setzt dem noch Volksmitsprache statt lediglich Repräsentation und Volksrechte statt Checks and Balances. 

Die Kantone bauten jedoch die direkte Demokratie früher aus als der Bund. Die Kantone dienten als Vorbilder für die direkte Demokratie. Schon früher galt in den Kantonen, dass die Verfassung eines Kantons nur von dessen Bürgerinnen legitimiert werden kann. Ausserdem basierten schon die „liberal-repräsentativen Verfassungssysteme“ der Regenerationsverfassungen der revolutionären Kantone auf der Basis der französischen Revolution. 

[bookmark: _Toc327462542]Voraussetzungen und Entwicklungsschritte der kantonalen Demokratien

· Neutralitätszusicherung durch Wiener Kongress 1815
· Starke bäuerliche Bevölkerung sowie starke Opposition der Radikalen, Konservativen und Demokraten gegen die Liberalen (die Zentralstaat wollten)

1. 1830er - Verfassungsreferendum und erste zusätzliche direktdemokratische Instrumente jedoch stark repräsentative Verfassungen 
2. Mitte 19. Jh. – Fakultative und obligatorische Gesetzesreferenden
3. 1860er – „demokratische Bewegungen“ führten zu flächendeckenden Einführung von Gesetzesinitiativen

[bookmark: _Toc327462543]Die direktdemokratischen Institutionen auf Bundesebene: staatsrechtliche Veränderungen

[image: ]

Die Verfassungsinitiative auf Teilrevision die 1891 eingeführt wurde, gilt als Grundstein der halbdirekten Demokratie. 
1977 wurde eine Erhöhung der nötigen Unterschriften aufgrund der Einführung des Frauenstimmrechts eingeführt. 
1992 wurde der EWR Vertrag abgelehnt  Änderung der Volksrechte (??)
Die Allgemeine Volksinitiative wurde wieder abgeschafft, da die anderen Instrumente der direkten Demokratie ausreichten. 

[bookmark: _Toc327462544]Diskussion über die Nutzung der direktdemokratischen Institutionen
· Nutzung vor allem bei Oppositionsinteressen 
· Direkte Demokratie als Einbahnstrasse 
· Zu geringe Hürden für Volksinitiativen vs. Volksrechte als sakrosankte Instrumente
[bookmark: _Toc327462545]Nutzung und Erfolgsaussichten

[image: ]
[image: ]
Direktdemokratische Instrumente haben einen starken Einfluss. Denn auch wenn eine Intiative oder ein Referendum nicht angenommen werden, entsteht eine Diskussion.
[bookmark: _Toc327462546]Grundkonzept der halbdirekten Demokratie
Es gibt ein gewisses Selektionssystem, das der Regierung auch etwas Spielraum lässt, bei Entscheidungen geringer Wichtigkeit.
 Demokratie mit systematischem Einbezug des Volkes
[image: ]

[bookmark: _Toc327462547]Funktionslogik der halbdirekten Demokratie

· Halbdirekte Demokratie als Selektionssystem (Selektion der Wichtigkeit)
· Volk als Kontrollinstanz für wichtigste Fragen 
· Schutz der Volksrechte durch Recht und Verfassung 
· Das Volk als institutionelle Opposition 
· Direkte Demokratie als Konkordanzzwang 
· Kantonale Modifikationen 
· Ausbau und Begrenzungen der halbdirekten Demokratie (äusserliche Eingriffe z.B. durch Globalisierung)

[bookmark: _Toc327462548]Kaleidoskop der direkten Demokratie in den Kantonen

Die Kantone haben allgemein stärker ausgebaute Volksrechte, es gibt aber eine deutliche Varianz in der Ausgestaltung, Nutzung und dem Umfang (GE am schlechtesten, GL am besten). Die Westschweiz hat allgemein eher ein Repräsentationsprinzip, da sie näher an FRA angelehnt ist. 
Auf Kantonsebene haben Initiativen bessere Chancen und es gibt höhere Annahmeraten für obligatorische Referenden. 
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